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GRUNDSÄTZLICHES VORWEG

Der Begriff der Betreuung ist mehrdeutig. Im allgemeinen 
Sprachgebrauch wird er zumeist als tatsächliche Hilfe 

bei der Betreuung von Kindern oder der Pflege älterer hilfs­
bedürftiger Menschen verstanden. In diesem Ratgeber geht 
es dagegen um die Betreuung im rechtlichen Sinne, die keine 
karitative  Aufgabe darstellt. Vielmehr geht es darum, dass dem 
Betreuer die Befugnis eingeräumt wird, die Angelegenheiten 
des Betroffenen rechtlich zu besorgen und auf diese Weise die 
Handlungsfähigkeit des Betreuten aufrechtzuerhalten.
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KURZ & BÜNDIG

• Betreuung: Bei der Betreuung im rechtlichen Sinne geht es darum, dass 
eine hilfsbedürftige Person Unterstützung durch einen Betreuer erhält. 
Er besorgt ihre Angelegenheiten in einem gerichtlich genau festgelegten 
Aufgabenkreis, wenn sie diese nicht mehr selbst wahrnehmen kann. Es 
geht also nicht darum, den Betreuten in rein praktischer Hinsicht zu unter­
stützen, sondern seine rechtliche Handlungsfähigkeit zu gewährleisten.

• Voraussetzungen: Für einen Volljährigen kann das Gericht aufgrund einer 
psychischen Krankheit, einer körperlichen, geistigen oder seelischen Be­
hinderung einen Betreuer bestellen, wenn der Betroffene vorübergehend 
oder auf Dauer nicht mehr in der Lage ist, seine Angelegenheiten ganz 
oder teilweise rechtlich selbst zu besorgen.

• Auswirkungen: Mit der Bestellung eines Betreuers ist keine »Entrech­
tung« des Betreuten verbunden. Aus der Betreuung folgt also nicht, dass 
die betreute Person geschäftsunfähig wird. Der Betreute bleibt rechtlich 
voll handlungsfähig, es sei denn, dass das Gericht für einzelne Angelegen­
heiten einen Einwilligungsvorbehalt angeordnet hat.

• Bestellung des Betreuers: Das Amtsgericht als Betreuungsgericht bestellt 
den Betreuer. Im gerichtlichen Verfahren muss der Betroffene persönlich 
angehört werden. Das Gericht muss ein Sachverständigengutachten über 
die Notwendigkeit der Maßnahme einholen. Unter Umständen reicht die 
Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses.

• Persönliche Betreuung: Ein wichtiges Merkmal bei der Auswahl des 
geeigneten Betreuers besteht darin, dass dieser in der Lage ist, die be­
treffende Person persönlich zu betreuen. Nur wenn der Betreuer mit dem 
Betreuten einen persönlichen Kontakt pflegt, kann die Betreuung nach 
dem Wohl und den Wünschen des Betreuten erfolgen.
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WORUM ES BEI DER BETREUUNG GEHT

Jeder erwachsene Mensch kann in die Situation geraten, dass er 
wegen einer Krankheit oder einer Behinderung seine Angelegen-
heiten nicht mehr selbst regeln kann und auf die unterstützende 
Hilfe anderer angewiesen ist. Das Betreuungsrecht dient dem 
Schutz und der Unterstützung dieser Menschen. Das Gericht be-
stellt einen Betreuer für sie, wenn sie wegen einer psychischen 
Krankheit, einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behin-
derung ihre Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht mehr 
selbst regeln können. Das betrifft in Deutschland rund 1,3 Mil-
lionen Bundesbürger. Jedes Jahr werden rund 200.000 Betreu-
ungen neu eingerichtet. Meistens sind es Familienmitglieder 
oder Freunde, die die Betreuung ehrenamtlich führen. Die Be-
deutung des gesetzlichen Betreuungsrechts wird weiter zuneh-
men. Denn häufig sind es ältere Menschen, für die ein Betreuer 
bestellt wird, und ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung wird sich 
in den kommenden Jahren wesentlich erhöhen. Heute ist bereits 
jeder Vierte in Deutschland älter als 60 Jahre, schon 2030 wird 
es jeder Dritte sein. 

Bei der rechtlichen Betreuung geht es allerdings nicht darum, 
hilfsbedürftige Menschen bei der Wahrnehmung ihrer Ange-
legenheiten rein praktisch zu unterstützen, indem ihnen bei-
spielsweise eine Haushaltshilfe zur Verfügung gestellt wird, 
die sie mit Essen versorgt und die Wohnung sauber hält, oder 
dass jemand beim Ausfüllen von Anträgen, etwa Rentenanträ-
gen, oder bei der Steuererklärung hilft. Solche Hilfen tatsächli-
cher Art sind zwar vorrangig, sie reichen aber nicht aus, wenn 
die hilfsbedürftige Person im rechtsgeschäftlichen Verkehr nicht 
mehr handlungsfähig ist, also etwa beim Abschluss eines Kauf- 
oder Mietvertrags oder bei der Einwilligung in eine Operation. 
Bei der rechtlichen Betreuung geht es darum, dass eine hilfsbe-
dürftige volljährige Person Hilfe und Schutz erhält, indem für sie 
ein Betreuer bestellt wird, der sie unter Aufsicht des Gerichts im 
Rechtsverkehr vertritt und ihre Angelegenheiten in einem durch 
das Gericht genau festgelegten Aufgabenkreis rechtlich besorgt. 
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Das Betreuungsrecht stellt sicher, dass die fürsorgebedürftige 
Person auch dann rechtlich handlungsfähig bleibt, wenn sie ihre 
Angelegenheiten wegen Krankheit oder Behinderung nicht mehr 
selbst wahrnehmen kann. Das Gesetz gewährleistet, dass der 
Betroffene unter weitgehender Wahrung seines Selbstbestim-
mungsrechts betreut wird. Der Betreuer kann also nicht über 
den Kopf des Betreuten hinweg entscheiden. Er hat die ihm 
übertragenen Aufgaben so zu erledigen, wie es dem Wohl und 
den Wünschen des Betreuten entspricht. Dazu gehört nicht zu-
letzt die Möglichkeit des Betreuten, im Rahmen seiner Fähigkei-
ten sein Leben nach eigenen Wünschen und Vorstellungen zu 
gestalten. Deshalb wird der Betreuer gesetzlich verpflichtet, re-
gelmäßigen persönlichen Kontakt zum Betreuten zu halten. So 
erfährt er auch die Wünsche und Vorstellungen des Betreuten, 
wie die Betreuung geführt werden soll. Und diesen Wünschen 
und Vorstellungen des Betreuten, die alle Lebensbereiche be-
treffen, zum Beispiel Wohnsitz, Lebensstil, Erwerbstätigkeit, 
Urlaub, Freizeitgestaltung, muss der Betreuer grundsätzlich 
entsprechen. Sie können vor seiner Bestellung durch eine Be-
treuungsverfügung oder Patientenverfügung festgelegt worden 
sein oder vom Betreuten erst im Rahmen der Betreuung geäu-
ßert werden.

Das Selbstbestimmungsrecht einer Person wird auch dadurch 
gesetzlich gewährleistet, dass sie für den Fall einer eventuell 
später eintretenden Betreuungsbedürftigkeit Vorsorge treffen 
kann, indem sie einer Person ihres Vertrauens mit einer Vorsor-
gevollmacht die Wahrnehmung ihrer Angelegenheiten über-
trägt. In diesem Fall darf dann kein Betreuer bestellt werden. Al-
lein maßgebend ist, dass die rechtliche Handlungsfähigkeit der 
fürsorgebedürftigen Person gewährleistet ist. Ob dies durch die 
Bestellung eines Betreuers oder im Rahmen einer Bevollmäch-
tigung erfolgt, ist gleichgültig.
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WAS »BETREUUNG« BEDEUTET

Das Betreuungsrecht wurde 1992 grundlegend reformiert. Was 
heute »Betreuung« bedeutet, wird am ehesten klar, wenn man 
sich die Rechtslage vor der Reform vor Augen führt. Wer aus be-
stimmten Gründen nicht mehr in der Lage war, seine Angelegen-
heiten zu besorgen, konnte entmündigt werden. Die Entmündi-
gung kam unter anderem dann in Betracht, wenn eine Person 
wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche ihre Angelegen-
heiten nicht mehr selbst regeln konnte. Sie hatte für alle Berei-
che die Geschäftsunfähigkeit des Betroffenen zur Folge. Sie nur 
für einzelne Angelegenheiten oder einen Kreis von Angelegen-
heiten zu errichten, sah das Gesetz nicht vor. Wenn der Betroffe-
ne nicht unter Vormundschaft stand, aber wegen geistiger oder 
körperlicher Gebrechen einzelne seiner Angelegenheiten oder 
einen bestimmten Kreis seiner Angelegenheiten, vor allem sol-
che des Vermögens, nicht wahrnehmen konnte, erhielt er einen 
Gebrechlichkeitspfleger. Die Anordnung der Pflegschaft hatte 
keinen Einfluss auf die Geschäftsfähigkeit des Betroffenen. Der 
Pfleger war ein vom Staat bestellter Bevollmächtigter des Be-
troffenen. Nur wenn der Betroffene geschäftsunfähig war, war 
er dessen gesetzlicher Vertreter. 

1992 wurden die Vormundschaft und Gebrechlichkeitspfleg-
schaft und damit auch die Entmündigung von Personen abge-
schafft. Für eine hilfsbedürftige Person wird vom Gericht ein Be-
treuer bestellt, der die Angelegenheiten des Betreuten in einem 
gerichtlich genau festgelegten Aufgabenkreis rechtlich besorgt, 
wenn der Betroffene diese ganz oder teilweise nicht mehr selbst 
wahrnehmen kann. Allein die Bestellung eines Betreuers berührt 
die Geschäftsfähigkeit des Betroffenen nicht. Für den Umfang 
der Betreuung ist das individuelle Betreuungsbedürfnis von Be-
deutung. Die Wünsche der hilfsbedürftigen Person und deren in-
dividuelle Persönlichkeitsentfaltung sind grundsätzlich oberster 
Maßstab für das Handeln des Betreuers. Durch die Bestellung 
eines Betreuers darf also dem Betreuten nicht die Freiheit zur ei-
genen Lebensgestaltung entzogen werden.
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Die Bundesregierung plant eine Reform des Betreuungsrechts. 
Dadurch soll das Recht auf Selbstbestimmung für betreute Menschen 
verbessert werden, indem diese in jedem Stadium eines Betreuungs­
verfahrens eingebunden werden. Auf der Grundlage eines zu Redak­
tionsschluss dieses Buchs vorliegenden Referentenentwurfs wird auf 
vorgesehene wesentliche änderungen an den entsprechenden Stellen 
hingewiesen. Das neue Betreuungsrecht soll ab 1.1.2023 gelten.

Insgesamt ist das aktuelle Betreuungsrecht dadurch gekennzeich-
net, dass

• es keine Entmündigung Volljähriger mehr gibt;
• anstelle der Vormundschaft und Pflegschaft die Betreuung 

getreten ist;
• der Betroffene vor der Bestellung eines Betreuers grundsätz-

lich vom Gericht angehört werden muss;
• die Bestellung des Betreuers keine Auswirkungen auf die Ge-

schäftsfähigkeit des Betroffenen hat; diese richtet sich viel-
mehr ebenso wie für Nichtbetreute nach den allgemeinen ge-
setzlichen Regelungen;

• in die Rechte des Betreuten nur eingegriffen wird, soweit dies 
erforderlich ist, und das Gericht den Aufgabenkreis des Be-
treuers so bemisst, dass er nicht Angelegenheiten erfasst, 
die der Betreute selbst erledigen kann;

• das Gericht durch Anordnung eines sogenannten Einwilli-
gungsvorbehalts im Einzelfall die Teilnahme des Betreuten 
am Rechtsverkehr zur Abwendung einer erheblichen Gefahr 
für die Person oder sein Vermögen einschränken kann;

• die Betreuung gegenüber anderen Hilfen nachrangig und ins-
besondere dann entbehrlich ist, wenn der Betreute für den 
Fall seiner altersbedingten Geschäftsunfähigkeit einer ande-
ren Person eine Vollmacht erteilt hat;

• Wünsche des Betreuten rechtlich auch dann zu beachten 
sind, wenn der Betreute geschäftsunfähig ist;

• das Gericht bei der Auswahl des Betreuers die verwandt-
schaftlichen und sonstigen persönlichen Bindungen des Be-
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troffenen zu berücksichtigen hat, soweit dieser keinen Vor-
schlag zur Person des Betreuers macht;

• der Betroffene vom Betreuer persönlich betreut werden muss;
• Entscheidungen des Betreuers, die in wesentliche Rechte des 

Betreuten eingreifen, der Genehmigung des Gerichts bedürfen;
• die Betreuung nur so lange aufrechterhalten bleibt, wie dies 

erforderlich ist.

VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE 
BESTELLUNG EINES BETREUERS

Für einen Volljährigen kann aufgrund einer psychischen Krank-
heit, einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung 
durch das Gericht ein Betreuer bestellt werden, wenn der Betrof-
fene vorübergehend oder auf Dauer nicht mehr in der Lage ist, 
seine Angelegenheiten ganz oder teilweise selbst zu besorgen 
(§ 1896 Abs. 1 BGB). Im Einzelnen müssen also folgende Voraus-
setzungen erfüllt sein:

• Volljährigkeit des Betroffenen: Weil ein minderjähriger 
Betroffener von seinen Eltern oder einem Vormund betreut 
wird, kommt die Bestellung eines Betreuers grundsätzlich nur 
bei fürsorgebedürftigen Volljährigen in Betracht. Nur im Aus-
nahmefall kann für einen Minderjährigen, der das 17. Lebens-
jahr vollendet hat, vorsorglich ein Betreuer bestellt werden.

• Medizinischer Befund: Voraussetzung für die Bestellung ei-
nes Betreuers ist die Hilfsbedürftigkeit des Betroffenen. Die-
se setzt zunächst den medizinischen Befund voraus, dass der 
Betroffene an einer psychischen Krankheit oder einer körper-
lichen, geistigen oder seelischen Behinderung leidet.

• Hilfsbedürftigkeit: Der medizinische Befund muss erkennen 
lassen, dass der Betroffene seine rechtlichen Angelegenhei-
ten gar nicht oder nur teilweise besorgen kann. Der Betroffe-
ne muss auf konkrete Hilfe angewiesen sein. Seine Fähigkeit, 
Rechtsangelegenheiten wahrzunehmen, muss also so stark 
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beeinträchtigt sein, dass er keine eigenverantwortlichen Ent-
scheidungen mehr treffen kann.

• Betreuungsbedarf: Ein Betreuer darf nur bestellt werden, 
wenn und soweit dies erforderlich ist. Es muss also ein kon-
kreter Handlungsbedarf bestehen. Kann der Betroffene zwar 
bestimmte Angelegenheiten nicht erledigen, sind diese aber 
für ihn nicht relevant, rechtfertigt dies nicht die Bestellung ei-
nes Betreuers. Eine Betreuung ist deshalb insbesondere dann 
nicht erforderlich, wenn und soweit der Hilfsbedürftige eine 
andere Person bevollmächtigen kann oder bevollmächtigt 
hat, seine Angelegenheiten zu besorgen. 

Näheres zu den Voraussetzungen für die Bestellung eines Be-
treuers auf Seite 26 ff.

Die Bestellung eines Betreuers erfolgt auf Antrag des Be­
troffenen oder von Amts wegen. Von Amts wegen wird geprüft, ob eine 
Betreuung notwendig ist, wenn Dritte, zum Beispiel Angehörige, oder 
eine Behörde einen Hinweis auf eine Fürsorgebedürftigkeit geben und 
eine Betreuung anregen.

BESTELLUNG DES BETREUERS
Einen Antrag auf Bestellung eines Betreuers kann nur der Be-
troffene selbst als hilfsbedürftige Person stellen. Der Antrag auf 
Einleitung eines Betreuungsverfahrens setzt keine Geschäfts-
fähigkeit des Betroffenen voraus. Zwar steht nur dem Betroffe-
nen ein Antragsrecht zu, allerdings können Dritte, zum Beispiel 
Verwandte, Nachbarn, Freunde, beim Betreuungsgericht eine 
Betreuung zugunsten einer Person anregen. Auch Ärzte, soziale 
Dienste, Pflegedienste, Sozialamt oder Betreuungsbehörde kön-
nen das tun. Das Gericht muss solchen Anregungen nachgehen. 
Es prüft von Amts wegen, ob eine Betreuerbestellung notwen-
dig ist. Zu den Einzelheiten mehr ab Seite 73.
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Sachlich zuständig für die Bestellung eines Betreuers und alle 
mit der Betreuung zusammenhängenden Angelegenheiten (so-
genannte Betreuungssachen) ist das Amtsgericht als Betreu-
ungsgericht. Innerhalb des Betreuungsgerichts sind die Be-
treuungssachen zwischen dem Richter und dem Rechtspfleger 
verteilt. Grundsätzlich ist der Rechtspfleger zuständig, soweit 
nicht eine Aufgabe dem Richter vorbehalten ist. 

Das Gesetz gewährleistet Betroffenen im gerichtlichen Betreu-
ungsverfahren eine Reihe von Rechten, die sicherstellen sollen, 
dass er sich selbst am Verfahren beteiligen kann und nicht über 
seinen Kopf hinweg entschieden wird:

• Ohne Rücksicht auf seine Ge-
schäftsfähigkeit besitzt der Betrof-
fene im gerichtlichen Betreuungs-
verfahren die sogenannte Verfah-
rensfähigkeit. Er kann beispiels-
weise Anträge selbst stellen, den 
Richter oder Sach ver ständige ab-
lehnen oder Rechtsmittel gegen ge-
richtliche Beschlüsse einlegen. 

• Das Betreuungsgericht muss den Be-
troffenen vor der Bestellung eines 
Betreuers oder der Anordnung eines 
Einwilligungsvorbehalts persönlich 
an hören und sich einen persönlichen 

Eindruck von ihm verschaffen. Auf Verlangen des Betroffe-
nen muss das Gericht auch eine ihm nahestehende Person 
an hören, wenn dies ohne erhebliche Verzögerung möglich ist.

• Bevor das Betreuungsgericht über die Bestellung eines Be-
treuers entscheidet, muss es ein Sachverständigengutachten 
über die Notwendigkeit der Maßnahme einholen. Unter Um-
ständen reicht anstelle eines Sachverständigengutachtens 
die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses oder die Verwendung 
eines bestehenden ärztlichen Gutachtens des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung aus.

Achtung

Eine ehrenamtliche Betreuung genießt Vorrang 
vor der berufsmäßigen Betreuung. Ein berufs-
mäßiger Betreuer soll nur bestellt werden, wenn 
kein ehrenamtlicher Betreuer zur Verfügung steht. 
Wenn es also Personen gibt, die dem Betroffe-
nen nahestehen und die sowohl bereit als auch 
befähigt sind, das Amt eines Betreuers auszuüben, 
dann muss das Gericht diese Personen für das Amt 
auswählen und von der Bestellung eines Berufsbe-
treuers Abstand nehmen.
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Der Betreuer wird vom Betreuungsrichter ausgewählt. Voraus-
setzung für die Auswahl einer Person ist, dass diese geeignet ist, 
im Rahmen des festzulegenden Aufgabenkreises die Angelegen-
heiten des Betreuten zu organisieren und wahrzunehmen. 
Schlägt der Betroffene eine bestimmte 
Person als Betreuer vor, so ist diesem 
Vorschlag vom Betreuungsgericht zu 
entsprechen, wenn es dem Wohl des 
Betroffenen nicht zuwiderläuft. Fehlt 
ein Vorschlag des Betroffenen, so ist 
bei der Auswahl des Betreuers auf die 
verwandtschaftlichen und sonstigen 
persönlichen Bindungen des Betroffe-
nen abzustellen. Vorrang haben in die-
sem Zusammenhang die Bindungen 
des Betroffenen zu Eltern, Kindern und 
zum Ehegatten bzw. Lebenspartner. 
»Persönliche Bindungen« sind außer 
den verwandtschaftlichen vor allem 
die Bindungen zu Verlobten, Freunden, 
Nachbarn und Bekannten.

FOLGEN DER BETREUUNG FÜR DIE 
BETREUTE PERSON

Der Betreuer ist gesetzlicher Vertreter des Betreuten. Er vertritt 
diesen im Rahmen des ihm übertragenen Aufgabenkreises ge-
richtlich und außergerichtlich. 

Wird für Sie ein Betreuer bestellt, so hat das keinen Einfluss 
auf Ihre rechtliche Handlungsfähigkeit. Ihre Geschäftsfähigkeit 
wird nicht berührt. Sie können also ohne den Betreuer Rechts-
geschäfte wirksam abschließen, zum Beispiel einen Kauf- oder 
Mietvertrag, und selbstständig im Rechtsverkehr auftreten. Hat 
das Gericht jedoch einen sogenannten Einwilligungsvorbehalt 

Tipp

Sie können in einer Betreuungsverfügung übrigens 
nicht nur eine Person Ihrer Wahl als Betreuer 
bzw. Ersatzbetreuer vorschlagen, sondern auch 
Personen benennen, die auf keinen Fall gerichtlich 
für Ihre Betreuung bestellt werden sollen. Näheres 
dazu ab Seite 93 sowie ab Seite 158. Nützlich für 
die Erstellung  einer Betreuungsverfügung ist auch 
»Das Vorsorge-Handbuch« der Verbraucherzentrale, 
www.ratgeber-verbraucherzentrale.de.

http://www.ratgeber-verbraucherzentrale.de
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angeordnet hat, dann sind Ihre rechtlichen Erklärungen, etwa 
der Kauf eines Gegenstands oder Kündigung eines Vertrags, nur 
mit vorheriger oder nachträglicher Zustimmung des Betreuers 
wirksam. Einen Einwilligungsvorbehalt darf das Betreuungsge-
richt allerdings nur unter strengen Voraussetzungen anordnen. 
Anderenfalls sind sie unwirksam und der Kauf- oder Mietvertrag 
gilt als nicht geschlossen.

Eine Betreuung als solche berührt auch nicht Ihre sogenannte 
Einwilligungsfähigkeit. Diese ist Voraussetzung dafür, dass Sie 
wirksam einer Heilbehandlungsmaßnahme oder einem ärztli-
chen Eingriff zustimmen können. 

Auch im Falle der Betreuung können Sie Ihre höchstpersönli-
chen Rechte zum Beispiel Errichtung eines Testaments, Einge-
hung einer Ehe, Ausübung des Wahlrechts weiterhin wahrneh-
men. Die Bestellung eines Betreuers hat darauf keinen Einfluss. 
Auch einen Einwilligungsvorbehalt hierfür gibt es nicht.

Näheres zu den rechtlichen Auswirkungen der Betreuung ab 
 Seite 52.

RECHTLICHE STELLUNG DES BETREUERS
Wenn Sie als Betreuer für eine hilfsbedürftige Person bestellt 
wurden, müssen Sie sie die Angelegenheiten in den Aufgaben-
kreisen besorgen, die Ihnen vom Betreuungsgericht übertragen 
wurden, also zum Beispiel Gesundheits-, Vermögens-, Woh-
nungsangelegenheiten. In diesen Angelegenheiten vertreten Sie 
die betreute Person bei privaten Rechtsgeschäften und gegen-
über Ämtern, Behörden und Gerichten. Mehr dazu Seite 104 ff.

Als Betreuer müssen Sie eine Reihe von Berichts- und Melde-
pflichten erfüllen:

Achtung

Die Einwilligungs-
fähigkeit ist nicht 
mit der Geschäfts-
fähigkeit gleich-
zusetzen. Einwilli-
gungsfähig sind Sie 
schon dann, wenn 
Sie Art, Bedeutung 
und Tragweite, also 
Risiken, der ärztli-
chen Maßnahme, 
erfassen können. 
Zur Einwilligungs-
fähigkeit mehr ab 
Seite 54.


